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Nachtragssatzung und Bekanntmachung der Nachtragssatzung 
 

 
1. Nachtragssatzung 
 

Aufgrund des § 98 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 7. März 2005 (GVBl. S. 142), in der zurzeit gültigen Fassung, hat die 
Stadtverordnetenversammlung am 14. Dezember 2023 folgende 1. Nachtragssatzung 
beschlossen: 
 
 

§ 1 
 

Mit dem Nachtragshaushaltsplan werden 
 

 erhöht um 
EUR 

vermindert um 
EUR 

und damit der Gesamtbetrag des 
Haushaltsplans einschließlich der Nachträge 
Gegenüber bisher 
EUR 

Auf nunmehr EUR 
festgesetzt 

 
a) Im Ergebnishaushalt 
 
beim ordentlichen Ergebnis 
 
die Erträge 
die Aufwendungen 
der Saldo 
 
beim außerordentlichen Ergebnis 
 
die Erträge 
die Aufwendungen 
der Saldo 
 
mit einem Überschuss von  
 
b) im Finanzhaushalt 
 
aus laufender Verwaltungstätigkeit 
 
der Saldo der Einzahlungen und 
Auszahlungen 
 
aus Investitionstätigkeit 
 
die Einzahlungen 
die Auszahlungen 
der Saldo 
 
aus Finanzierungstätigkeit 
 
die Einzahlungen 
die Auszahlungen 
der Saldo 
 
mit einem 
Zahlungsmittelüberschuss von  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

401.000 
 
 
 
 

5.341.149 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 

15.874.988 
15.655.359 

219.629 
 
 
 

5.000 
0 

5.000 
 

224.629 
 
 
 
 
 

1.510.829 
 
 
 
 

721.101 
4.273.000 
3.551.899 

 
 
 

4.056.840 
2.180.551 
1.876.289 

 
 

-164.781 
 

 
 
 
 
 

15.874.988 
15.655.359 

219.6298 
 
 
 

5.000 
0 

.5.000 
 

224.629 
 
 
 
 
 

1.510.829 
 
 
 
 

721.101 
4.674.000 
3.952.899 

 
 
 

9.397.989 
2.180.551 
7.217.438 

 
 

4.775.368 
 

 
festgesetzt. 
 

§ 2 
 
Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme zur Finanzierung von Investitionen und 
Investitionsförderungsmaßnahmen erforderlich ist, wird gegenüber der bisherigen Festsetzung in 
Höhe von 3.075.099 EUR um 5.471.149  EUR erhöht und damit auf 8.546.248 EUR neu 
festgesetzt. 
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§ 3 
 
Der bisherige Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen wird nicht geändert. 
 
 

§ 4 
Der bisherige Höchstbetrag der Liquiditätskredite wird nicht geändert.  
 
 

§ 5 
 
Die Steuersätze für die Gemeindesteuern werden nicht geändert. 
 
 

§ 6 
 
Ein Haushaltssicherungskonzept wurde nicht beschlossen. 
 

§ 7 
 
Der bisherige Stellenplan wird nicht geändert. 
 
 
Die Satzung wird hiermit ausgefertigt. 
Spangenberg, den 15. Dezember 2023 
 
 
 
 
Rehm, Bürgermeister 
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V o r b e r i c h t 
zum  1. Nachtragshaushaltsplan 2023 

der Stadt Spangenberg 
 

Nach den Vorschriften des § 98 HGO hat die Gemeinde unverzüglich eine 
Nachtragssatzung zu erlassen, wenn 
 

1. sich zeigt, dass im Ergebnishaushalt trotz Ausnutzung jeder Sparmöglichkeit 
ein erheblicher Fehlbetrag entstehen oder ein veranschlagter Fehlbedarf sich 
wesentlich erhöhen wird und der Haushaltsausgleich nur durch eine Änderung 
der Haushaltssatzung erreicht werden kann, 

2. sich zeigt, dass im Finanzhaushalt ein erheblicher Fehlbetrag entstehen wir 
und der Haushaltsausgleich nur durch eine Änderung der Haushaltssatzung 
erreicht werden kann, 

3. bisher nicht veranschlagte oder zusätzliche Aufwendungen und Auszahlung 
bei einzelnen Ansätzen oder einzelnen vorgegebenen Finanzrahmen (Budget) 
in einem im Verhältnis zu den gesamten Aufwendungen und Auszahlungen 
erheblichen Umfang geleistet werden müssen, 

4. Auszahlungen für bisher nicht veranschlagte Investitionen oder 
Investitionsförderungsmaßnahmen geleistet werden sollen, 

5. Beamte oder Arbeitnehmer eingestellt, beförder oder in eine höhere 
Entgeltgruppe eingestuft werden sollen und der Stellenplan die hierzu 
notwendigen Stellen nicht enthält. 

 
Die Nr. 2 bis 5 findet keine Anwendung auf 
 

1. den Erwerb von beweglichen Sachen des Anlagevermögens und 
Baumaßnahmen, für die unerhebliche Auszahlungen zu leisten sind, sowie auf 
Instandsetzungen an Bauten und  Anlagen, die unabweisbar sind, 

2. die Umschuldung von Krediten, 
3. Abweichungen vom Stellenplan und die Leistung höherer 

Personalaufwendungen und Auszahlungen, soweit sie aufgrund des 
Besoldungs- und Tarifrechts zwingend erforderlich sind, 

4. nicht veranschlagte oder zusätzliche Aufwendungen, die bei der Aufstellung 
des Jahresabschlusses festgestellt werden und nicht zu Auszahlungen führen. 

 
Bedingt durch dringende und daher unaufschiebbare Investitionen wurde dieser 
Nachtrag erforderlich. Insgesamt beläuft sich der Mehraufwand bei den Investitionen 
auf 401.000 €. Diese Investitionen sind aus Mitteln der Rücklage gedeckt. 
 
Es handelt sich dabei um folgende Investitionen: 
 
I150302002  Erwerb von Grundstücken:  

121.000 € Grundstücksankauf Heinrich-Bender-Straße 7 
30.000 € Grundstücksankauf Platzgasse 
220.000 € Grundstücksankauf Klosterstraße 16 inkl. Zufahrt 
 

I110101019 Fuhrpark Kläranlagen 
  30.000 € Ersatzfahrzeug Kläranlage; Elektrofahrzeug 
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Weiterhin muss eine Erhöhung der Kreditermächtigung in Höhe von 5.471.149 € im 
Nachtrag veranschlagt werden. Dabei handelt es sich um die bereits genehmigte 
Kreditermächtigung aus 2020 für die beiden Kindertagesstätten (2.030.000 € Kita 
Neubau Arche und 1.492.000 € Umbau- und Erweiterung Kita Alter Bahnhof) und die 
genehmigte Kreditermächtigung aus 2021 in Höhe von 1.949.179 €.  Nach § 103 
Abs. 3 HGO gilt die Kreditermächtigung bis zum Ende des auf das Haushaltsjahr 
folgenden Jahres, weshalb eine erneute Veranschlagung der Kreditermächtigung 
notwendig ist.  
 
Die Erhöhung der Einzahlungen aus Finanzierungstätigkeit beträgt lediglich 
5.341.149 €, da die Einzahlungen aus Finanzierungstätigkeit durch einen 
Erfassungsfehler mit falschem Vorzeichen um 130.000 € zu hoch war. Dies wird 
hierdurch korrigiert.  
 
Diese Vorgehensweise wurde im Vorfeld mit der Kommunalaufsicht beim Schwalm-
Eder-Kreis abgestimmt.  
 
Im Ergebnishaushalt, Stellenplan und der mittelfristigen Ergebnisplanung erfolgen 
keine Änderungen. 
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Stadt Spangenberg 
 
 
 
 
 
 

 
 

Gesamthaushalt 2023 
 
 
- Deckungsgrundsätze 
 
-  Gesamtergebnishaushalt 
 
-  Gesamtergebnishaushalt mit Aufgliederung auf einzelne Sachkonten 
 
-  Gesamtfinanzhaushalt 
 
-  Gesamtfinanzhaushalt mit Aufgliederung auf einzelne Sachkonten 
 
-  Investitionen 
 
-  Verpflichtungsermächtigungen 
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DECKUNGSGRUNDSÄTZE 

 
 
A. Allgemeines 
 
Der von der Stadtverordnetenversammlung zu beschließende Haushaltsplan ist die Ermächtigung für 
die Verwaltung im Rahmen der veranschlagten Ansätze tätig zu werden. 
 
Der Haushaltsplan ist damit Hauptbudget für die Verwaltung. 
 
Die Stadt Spangenberg hat ihren Haushalt nach Produktbereichen aufgebaut, wobei grundsätzlich 
jeder Produktbereich einen Teilhaushalt und damit eine Bewirtschaftungseinheit (Budget) gemäß § 4 
Abs. 1 Satz 3 GemHVO bildet. 
 
Verantwortlich für die Einhaltung des jeweiligen Budget ist der zuständige Abteilungsleiter bzw. der 
bzw. die benannte Sachbearbeiter/in. 
 
Die Budgetverantwortung für den Gesamthaushalt nimmt der Bürgermeister wahr. 
 
Im Hinblick auf die Deckungsgrundsätze wird auf die Ausführungen und Regelungen im dritten 
Abschnitt (§§ 18 bis 21) der GemHVO verwiesen. 
 
 
B. Grundsatz der Gesamtdeckung (§ 18 GemHVO) 
 
Hinsichtlich der Gesamtdeckung des Gesamtergebnishaushaltes und des Gesamtfinanzhaushaltes 
wird auf die grundsätzlichen Regelungen des § 18 GemHVO verwiesen. 
 
Hiernach dienen die Erträge des Gesamtergebnishaushaltes insgesamt der Deckung der 
Aufwendungen des Gesamtergebnishaushaltes und die Einzahlungen des Gesamtfinanzhaushaltes 
insgesamt der Deckung der Auszahlungen des Gesamtfinanzhaushaltes. 
 
 
C. Zweckbindung (§ 19 GemHVO) 
 
Entsprechend der grundsätzlichen Regelung des § 19 Abs. 1 GemHVO dürfen zweckgebundene – 
zahlungswirksame – Mehrerträge (z. B. Zuweisungen, Zuschüsse, Spenden, Versicherungsleistungen, 
Eintrittsgelder, Verwaltungsgebühren etc.) für entsprechende Mehraufwendungen verwandt werden. 
 
Gleichermaßen dürfen gemäß § 19 Abs. 4 in Verbindung mit § 19 Abs. 1 GemHVO zweckgebundene 
Mehreinzahlungen (z. B. Zuweisungen, Zuschüsse, Spenden, Versicherungsleistungen etc.) für 
entsprechende Mehrauszahlungen verwandt werden. 
 
 
D. Deckungsfähigkeit (§ 20 GemHVO)  
 
Die Ansätze der in einem Budget veranschlagten Aufwendungen sowie Auszahlungen und 
Verpflichtungsermächtigungen für Investitionen sind grundsätzlich gegenseitig deckungsfähig (§ 20 
Abs. 1 und 3 GemHVO). 
 
Die vorgenannte gegenseitige Deckungsfähigkeit der Aufwendungen gilt nicht für folgende Positionen: 
 
- Position 11 – Personalaufwendungen 
- Position 12 – Versorgungsaufwendungen 
- Position 14 – Abschreibungen 
- Position 22 – Zinsen und ähnliche Aufwendungen 
 
Die Positionen 11 – Personalaufwendungen und 12 – Versorgungsaufwendungen sind gegenseitig 
und über alle Teilhaushalte hinweg gegenseitig deckungsfähig. 
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Die Position 14 – Abschreibungen und die Position 22 – Zinsen und ähnliche Aufwendungen sind über 
alle Teilhaushalte hinweg gegenseitig deckungsfähig. 
 
Einsparungen bei zahlungswirksamen Aufwendungen eines Teilhaushaltes dürfen für 
Investitionsauszahlungen des selben Teilhaushaltes eingesetzt werden (§ 20 Abs. 6 GemHVO). 
 
 
E. Übertragbarkeit (§ 21 GemHVO) 
 
 
1.  Die Ansätze für Aufwendungen eines Budgets können gemäß § 21 Abs. 1 GemHVO ganz 

oder teilweise für übertragbar erklärt werden. Sie bleiben längstens bis zum Ende des zweiten 
auf die Veranschlagung folgenden Jahres verfügbar. 

 
Die Stadtverordnetenversammlung ermächtigt die Verwaltung, bei begründeter Notwendigkeit 
entsprechende Ansätze für Aufwendungen gemäß den vorstehenden Fristen zu übertragen. 

 
 
2. Gemäß § 21 Abs. 2 GemHVO bleiben die Ansätze für Auszahlungen und für Investitionen und 

Investitionsförderungsmaßnahmen bis zur Fälligkeit der letzten Zahlung für ihren Zweck 
verfügbar, bei Baumaßnahmen und Beschaffungen längstens jedoch 2 Jahre nach Schluss 
des Haushaltsjahres, in dem der Bau oder der Gegenstand in seinen wesentlichen Teilen 
benutzt werden kann. Werden diese Maßnahmen im Haushaltsjahr nicht begonnen, bleiben 
die Ansätze für Auszahlungen bis zum Ende des zweiten dem Haushaltsjahr folgenden Jahres 
verfügbar.  
 
Die jeweiligen Budgetverantwortlichen haben für die Einhaltung der Fristen Sorge zu tragen. 
Die Stadtverordnetenversammlung ermächtigt die jeweiligen Budgetverantwortlichen. 

 
 
3. Die Übertragung von überplanmäßigen und außerplanmäßigen Aufwendungen und 

Auszahlungen erfolgt gemäß § 21 Abs. 3 GemHVO. 
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